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BESCHLUSS 2010/445/GASP DES RATES 

vom 11. August 2010 

zur Verlängerung des Mandats des Sonderbeauftragten der 
Europäischen Union für die Krise in Georgien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf 
Artikel 28, Artikel 31 Absatz 2 und Artikel 33, 

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicher­
heitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 25. September 2008 die Gemeinsame Aktion 
2008/760/GASP ( 1 ) zur Ernennung von Herrn Pierre MOREL 
zum Sonderbeauftragten der Europäischen Union (im Folgenden 
„Sonderbeauftragter“) für die Krise in Georgien bis zum 
28. Februar 2009 angenommen. 

(2) Am 22. Februar 2010 hat der Rat den Beschluss 
2010/106/GASP ( 2 ) zur Verlängerung des Mandats des Sonder­
beauftragten der Europäischen Union bis zum 31. August 2010 
angenommen. 

(3) Das Mandat des Sonderbeauftragten sollte bis zum 31. August 
2011 verlängert werden. Das Mandat kann jedoch auch eher 
enden, wenn der Rat auf Vorschlag des Hohen Vertreters der 
Union für Außen- und Sicherheitspolitik (im Folgenden „Hoher 
Vertreter“) nach Inkrafttreten des Beschlusses über die Errichtung 
des Europäischen Auswärtigen Dienstes einen entsprechenden 
Beschluss erlässt. 

(4) Der Sonderbeauftragte wird sein Mandat in einer Situation aus­
üben, die sich möglicherweise verschlechtern wird und den Zie­
len der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik nach 
Artikel 21 des Vertrags abträglich sein könnte — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Sonderbeauftragter der Europäischen Union 

Das Mandat von Herrn Pierre MOREL als Sonderbeauftragter für die 
Krise in Georgien wird bis zum 31. August 2011 verlängert. Das Man­
dat des Sonderbeauftragten kann jedoch eher enden, wenn der Rat auf 
Vorschlag des Hohen Vertreters nach Inkrafttreten des Beschlusses über 
die Errichtung des Europäischen Auswärtigen Dienstes einen entspre­
chenden Beschluss erlässt. 

Artikel 2 

Ziele 

Das Mandat des Sonderbeauftragten für die Krise in Georgien stützt 
sich auf die Ziele, die in den Schlussfolgerungen des Vorsitzes zu der 
außerordentlichen Tagung des Europäischen Rates vom 1. September 
2008 in Brüssel und in den am 15. September 2008 angenommenen 
Schlussfolgerungen des Rates zu Georgien festgelegt sind. 
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Der Sonderbeauftragte hat in seinem Beitrag zur Beilegung des Kon­
flikts in Georgien die Wirkung und die Wahrnehmbarkeit der Europäi­
schen Union (im Folgenden „EU“ oder „Union“) zu verstärken. 

Artikel 3 

Mandat 

Zur Erreichung der politischen Ziele hat der Sonderbeauftragte im Rah­
men seines Mandats folgende Aufgaben: 

a) Erstens trägt er dazu bei, die unter Nummer 6 der Vereinbarung vom 
12. August 2008 vorgesehenen internationalen Gespräche vorzube­
reiten, welche vor allem folgende Fragen betreffen werden: 

— die Modalitäten für die Sicherheit und Stabilität in der Region, 

— die Frage der Flüchtlinge und Vertriebenen auf der Grundlage 
der international anerkannten Grundsätze und 

— alle sonstige Themen, auf die sich die Parteien gemeinsam ge­
einigt haben, 

und zweitens trägt er dazu bei, den Standpunkt der Union festzule­
gen, und vertritt die Union auf seiner Ebene bei diesen Gesprächen; 

b) er erleichtert in enger Abstimmung mit den Vereinten Nationen und 
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) die Durchführung der am 8. September 2008 in Moskau 
und Tiflis geschlossenen Vereinbarung und der Vereinbarung vom 
12. August 2008; 

im Rahmen der vorgenannten Tätigkeiten trägt er dazu bei, die Men­
schenrechtspolitik der Union und ihre Leitlinien in diesem Bereich um­
zusetzen, insbesondere im Hinblick auf Frauen und Kinder. 

Artikel 4 

Ausführung des Mandats 

(1) Der Sonderbeauftragte ist unter der Aufsicht des Hohen Vertreters 
der Union für Außen- und Sicherheitspolitik für die Ausführung des 
Mandats verantwortlich. 

(2) Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (im Folgenden 
„PSK“) unterhält eine enge Verbindung zu dem Sonderbeauftragten und 
ist dessen vorrangige Anlaufstelle im Rat. Unbeschadet der Befugnisse 
des Hohen Vertreters erhält der Sonderbeauftragte im Rahmen des Man­
dats strategische Leitlinien und politische Vorgaben vom PSK. 

Artikel 5 

Finanzierung 

▼M1 
(1) Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag zur Deckung 
der Ausgaben in Verbindung mit dem Mandat des Sonderbeauftragten 
für den Zeitraum vom 1. September 2010 bis zum 31. August 2011 
beläuft sich auf 1 004 000 EUR. 

▼B 
(2) Die Ausgaben werden nach den für den Gesamthaushaltsplan der 
Union geltenden Verfahren und Vorschriften verwaltet. 

▼B 
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(3) Über die Verwaltung der Ausgaben wird ein Vertrag zwischen 
dem Sonderbeauftragten und der Kommission geschlossen. Der Sonder­
beauftragte ist gegenüber der Kommission für alle Ausgaben rechen­
schaftspflichtig. 

Artikel 6 

Aufstellung und Zusammensetzung des Arbeitsstabs 

(1) Im Rahmen seines Mandats und der dafür bereitgestellten Finanz­
mittel ist der Sonderbeauftragte dafür verantwortlich, seinen Arbeitsstab 
aufzustellen. Im Arbeitsstab muss die für das Mandat erforderliche 
Fachkompetenz hinsichtlich bestimmter politischer Fragen vorhanden 
sein. Der Sonderbeauftragte unterrichtet den Rat und die Kommission 
stets umgehend über die Zusammensetzung seines Arbeitsstabs. 

(2) Die Mitgliedstaaten und die Organe der Union können vorschla­
gen, Personal zum Sonderbeauftragten abzuordnen. Die Besoldung des 
von einem Mitgliedstaat oder von einem Organ der Union zum Sonder­
beauftragten abgeordneten Personals geht zulasten des betreffenden Mit­
gliedstaats oder des betreffenden Organs der Union. Von den Mitglied­
staaten zum Generalsekretariat des Rates abgeordnete Experten können 
auch eine Verwendung beim Sonderbeauftragten erhalten. Internationa­
les Personal, das unter Vertrag genommen wird, muss die Staatsange­
hörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen. 

(3) Alle abgeordneten Mitglieder des Personals unterstehen weiterhin 
der Aufsicht des entsendenden Mitgliedstaats oder des sie entsendenden 
Organs der Union und handeln im Interesse des Mandats des Sonder­
beauftragten. 

Artikel 7 

Vorrechte und Immunitäten des Sonderbeauftragten und seiner 
Mitarbeiter 

Die Vorrechte, Immunitäten und sonstigen Garantien, die für die Erfül­
lung und das reibungslose Funktionieren der Mission des Sonderbeauf­
tragten und seines Personals erforderlich sind, werden mit dem Gast­
land/den Gastländern vereinbart. Die Mitgliedstaaten und die Kommis­
sion gewähren die hierfür erforderliche Unterstützung. 

Artikel 8 

Sicherheit von EU-Verschlusssachen 

Der Sonderbeauftragte und die Mitglieder seines Arbeitsstabs beachten 
die Grundsätze und Mindeststandards für die Sicherheit, die im Be­
schluss 2001/264/EG des Rates vom 19. März 2001 über die Annahme 
der Sicherheitsvorschriften des Rates ( 1 ) niedergelegt sind, insbesondere 
im Umgang mit EU-Verschlusssachen. 

Artikel 9 

Zugang zu Informationen und logistische Unterstützung 

(1) Die Mitgliedstaaten, die Kommission und das Generalsekretariat 
des Rates stellen sicher, dass der Sonderbeauftragte Zugang zu allen 
relevanten Informationen erhält. 
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(2) Die Delegation der Union und/oder die Mitgliedstaaten leisten 
gegebenenfalls logistische Unterstützung in der Region. 

Artikel 10 

Sicherheit 

Der Sonderbeauftragte trifft gemäß dem Konzept der Union für die 
Sicherheit des im Rahmen des Titels V des Vertrags in operativer Funk­
tion außerhalb der Union eingesetzten Personals entsprechend seinem 
Mandat und der Sicherheitslage in seinem geografischen Zuständigkeits­
gebiet alle nach vernünftigem Ermessen durchführbaren Maßnahmen für 
die Sicherheit des gesamten ihm direkt unterstellten Personals, insbeson­
dere indem er 

a) einen missionsspezifischen Sicherheitsplan auf der Grundlage von 
Leitlinien des Generalsekretariats des Rates ausarbeitet, der missions­
spezifische objekt-, organisations- und verfahrensbezogene Sicher­
heitsmaßnahmen, Vorschriften für die sichere Abwicklung der Beför­
derung des Personals in das Missionsgebiet und innerhalb dieses 
Gebiets, Vorschriften für die Bewältigung von sicherheitsrelevanten 
Zwischenfällen und einen Notfall- und Evakuierungsplan für die 
Mission enthalten muss; 

b) sicherstellt, dass das gesamte außerhalb der Union eingesetzte Per­
sonal einen an die Bedingungen im Missionsgebiet angepassten Ver­
sicherungsschutz gegen hohe Risiken genießt; 

c) sicherstellt, dass alle außerhalb der Union eingesetzten Mitglieder 
seines Arbeitsstabs, einschließlich des vor Ort verpflichteten Per­
sonals, eine angemessene Sicherheitsausbildung vor oder bei An­
kunft im Missionsgebiet erhalten haben, und zwar auf der Grundlage 
der Risikoeinstufungen, die das Generalsekretariat des Rates dem 
jeweiligen Missionsgebiet zugewiesen hat; 

d) gewährleistet, dass alle vereinbarten Empfehlungen, die im An­
schluss an die regelmäßigen Sicherheitsbewertungen abgegeben wur­
den, umgesetzt werden, und dem Hohen Vertreter, dem Rat und der 
Kommission schriftliche Berichte über die Umsetzung der Empfeh­
lungen sowie über andere sicherheitsrelevante Fragen im Rahmen 
des Zwischenberichts und des Berichts über die Ausführung des 
Mandats vorlegt. 

Artikel 11 

Berichterstattung 

Der Sonderbeauftragte erstattet dem Hohen Vertreter und dem PSK 
regelmäßig mündlich und schriftlich Bericht. Er erstattet erforderlichen­
falls auch den Arbeitsgruppen des Rates Bericht. Die regelmäßigen 
schriftlichen Berichte werden über das COREU-Netz verteilt. Auf Emp­
fehlung des Hohen Vertreters oder des PSK kann der Sonderbeauftragte 
dem Rat (Auswärtige Angelegenheiten) Bericht erstatten. 

Artikel 12 

Koordinierung 

(1) Der Sonderbeauftragte fördert die Gesamtkoordinierung der Uni­
onspolitik. Er trägt dazu bei, dass alle Unionsinstrumente kohärent zu­
sammenwirken, damit die politischen Ziele der Union erreicht werden. 
Die Tätigkeiten des Sonderbeauftragten werden mit denen der Kommis­
sion sowie gegebenenfalls mit denen anderer Sonderbeauftragter, die in 
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der Region tätig sind, insbesondere mit denen des Sonderbeauftragten 
für den Südkaukasus, und unter Beachtung der besonderen Ziele, die 
dessen Mandat beinhaltet, abgestimmt. Der Sonderbeauftragte unterrich­
tet die Vertretungen der Mitgliedstaaten und die Delegationen der Union 
regelmäßig über seine Arbeit. 

(2) Vor Ort hält der Sonderbeauftragte engen Kontakt zum Leiter der 
Delegation der Union und zu den Missionschefs der Mitgliedstaaten. 
Diese unterstützen den Sonderbeauftragten nach besten Kräften bei 
der Ausführung seines Mandats. Der Sonderbeauftragte stimmt sich 
mit den anderen internationalen und regionalen Akteuren vor Ort ab. 

Artikel 13 

Überprüfung 

Die Durchführung dieses Beschlusses und seine Kohärenz mit anderen 
von der Union in der Region geleisteten Beiträgen werden regelmäßig 
überprüft. Der Sonderbeauftragte unterbreitet dem Hohen Vertreter, dem 
Rat und der Kommission Ende Februar 2011 einen Zwischenbericht 
über die erreichten Fortschritte und am Ende des Mandats einen um­
fassenden Bericht über die Ausführung des Mandats. 

Artikel 14 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

▼B 
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